
 

Dienstnehmer:innenschutz  
Report Nr. 2         Dornbirn, 30. November 2021 
 

Projekt „Dienstnehmer:innenschutz in den Vorarlberger Gemeinden“ – 
Übersicht über die rechtlichen Grundlagen und Begrifflichkeiten 
 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

mit dem Dienstnehmer:innenschutz Report Nr. 1 im März diesen Jahres wurden die Gemein-

den auf das in Umsetzung befindliche Projekt „Dienstnehmer:innenschutz in den Vorarlberger 

Gemeinden“ hingewiesen. 

Nachfolgend soll in diesem Schreiben ein Überblick zu den relevanten Begriffen und den ein-

schlägigen Rechtsgrundlagen im Dienstnehmer:innenschutz vermittelt werden. 

 

 

Grundbegriffe 

Arbeitsmittel 

Arbeitsmittel sind alle Maschinen, Apparate, Werkzeuge oder 

Anlagen, die bei der Dienstverrichtung benutzt werden wie bei-

spielsweise Computertastaturen, Bohrmaschinen, Gerüste. 

Arbeitsstätten 
Arbeitsstätten sind Bereiche in Gebäuden oder im Freien, die 

als Arbeitsplätze verwendet werden. 

Arbeitsstoffe 

Arbeitsstoffe sind alle Einsatzstoffe, Endprodukte und auch Ab-

fälle, die für die Dienstverrichtung benötigt werden oder dabei 

anfallen wie z.B. Chemikalien, Holzstaub, Kunststoffe, Arznei-

mittel, Metallstäube, Düngemittel, Lebensmittel und biologische 

Agenzien wie Bakterien, Viren, Pilze und Parasiten. 

Baustelle 

Eine Baustelle wird definiert als zeitlich begrenzte oder ortsver-

änderliche Einrichtung, in denen Hoch- und Tiefbauarbeiten 

durchgeführt werden. 

Bildschirmarbeitsplatz 

Das sind Arbeitsplätze, bei denen Bildschirmgerät und die Da-

teneingabetastatur eine funktionale Einheit bilden (Computer). 

Ein Bildschirmarbeitsplatz liegt erst dann vor, wenn mehr als 

drei Stunden pro Tag stationär am Computer gearbeitet wird. 

Biologische Arbeits-

stoffe 

Das sind Arbeitsstoffe im Zusammenhang mit Mikroorganismen, 

einschließlich genetisch veränderter Mikroorganismen, Zellkultu-

ren und Humanendoparasiten, die Infektionen, Allergien oder to-

xische Wirkungen hervorrufen können. Beispielhaft kann die Ex-

position gegenüber menschlichen Ausscheidungen angeführt 

werden. 

Elektromagnetische 

Felder 

Elektromagnetische Felder sind statische elektrische, statische 

magnetische sowie zeitlich veränderliche elektrische, magneti-

sche und elektromagnetische Felder im Frequenzbereich von 0 



 

Hz bis 300 GHz. Derartige Felder werden beispielsweise von 

großen Elektromagneten, Sendeanlagen oder Schweißanlagen 

erzeugt. 

Explosionsgefährliche 

Atmosphäre 

Ein Gemisch aus Luft und brennbaren Gasen, Dämpfen, Nebeln 

oder Stäuben unter atmosphärischen Bedingungen, in dem sich 

der Verbrennungsvorgang nach erfolgter Entzündung auf das 

gesamte unverbrannte Gemisch überträgt. 

Jugendliche:r Personen zwischen 15 und 17 Jahren 

Kennzeichnung 

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung ist jede 

Kennzeichnung (Schild, Aufkleber, Sicherheitsfarbe, Leucht- 

oder Schallzeichen, Sprech- oder Handzeichen), die für einen 

bestimmten Bereich oder für eine bestimmte Situation eine für 

die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Bediensteten re-

levante Aussage trifft. Beispiele für derartige Kennzeichnungen 

sind die farbliche Markierung von Stolpergefahren, Gefahren-

hinweiszeichen, Beschilderung von Feuerlöschern. 

Künstliche optische 

Strahlung 

Unter „optischer Strahlung“ werden Lichtwellen aus dem gesam-

ten Spektrum des Lichtes (UV, sichtbares Licht, Infrarotstrah-

lung) verstanden. Künstlich erzeugte optische Strahlung wäre 

beispielsweise Laserlicht. 

Präventivfachkräfte 

Das sind Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner:innen.  

Die Präventivfachkräfte haben die Aufgabe, den Dienstgeber, 

die Bediensteten, die Sicherheitsvertrauenspersonen und die 

Organe der Bediensteten auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit 

und der Arbeitsgestaltung zu beraten und die Vertreter des 

Dienstgebers bei der Erfüllung ihrer Pflichten auf diesem Gebiet 

zu unterstützen. 

Sie sind in fachlicher Hinsicht weisungsfrei. 

Als Präventivfachkräfte dürfen nur Personen bestellt werden, die 

einen gesetzlich anerkannten Befähigungsnachweis (Schulung 

zur Sicherheitsfachkraft, fachärztliche Ausbildung für Arbeits-

medizin) erbringen können. 

Sicherheitsvertrauens-

person 

Sicherheitsvertrauenspersonen entstammen der Belegschaft 

und haben die Interessen der Bediensteten in Fragen der  

Sicherheit und der Gesundheit zu vertreten. Sie sind nach  

Anhörung der Personalvertretung bzw. der Dienstnehmer:innen 

in ausreichender Zahl zu benennen. 

Sie haben ein Recht auf Information und Anhörung in Belangen 

des Dienstnehmer:innenschutzes. Sie müssen innerhalb eines 

Jahres ab ihrer Benennung eine Schulung zur Sicherheitsver-

trauensperson absolvieren. 

Die Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen kann in Ge-

meinden mit weniger als 20 Bediensteten entfallen. 



 

Rechtsgrundlagen 
Die landesgesetzlichen Regelungen über den Dienstnehmer:innenschutz finden sich  

vornehmlich im Landes- und Gemeindebediensteten-Schutzgesetz und den darauf fußenden 

Verordnungen. Weitere Schutzbestimmungen bestehen auch im Gemeindeangestellten- 

gesetz. Es folgt eine Übersicht über die bestehende Rechtslage samt Kurzerläuterung des 

Inhaltes. 

 

Das Gemeindeangestelltengesetz enthält folgende Dienstnehmerschutzbestimmungen: 

§§ 21 bis 25: Arbeitszeitregelungen (sogenannter „Arbeitszeitschutz“) 

§§ 47 und 48: Schutz von werdenden Müttern (sogenannter „Verwendungsschutz“) 

 

Das Landes- und Gemeindebediensteten-Schutzgesetz enthält allgemeine Vorgaben: 

 § 4: Gefahrenevaluierung bzw. Arbeitsplatzevaluierung 

 § 5: Dienstrechtliche Verpflichtung der Dienstnehmer zur Einhaltung der Vorgaben 

 § 15: Anspruch der Dienstnehmer auf kostenlose persönliche Schutzausrüstung wie 

beispielsweise Gehörschutz bei lärmintensiven Arbeitsplätzen, Schutzimpfungen 

im elementarpädagogischen Bereich 

§ 20: Anspruch der Dienstnehmer auf kostenlose Eignungs- und Folgeuntersuchungen 

§§ 21 bis 23: Anforderungen an und Aufgaben der Präventivfachkräfte 

§ 24: Sicherheitsvertrauenspersonen 

 

Aufgrund des Landes- und Gemeindebediensteten-Schutzgesetzes wurde eine Vielzahl von 

Ausführungsverordnungen durch das Land Vorarlberg erlassen. Diese Verordnungen  

regeln für einzelne Bereiche die konkreten Aufgaben des Dienstgebers zur berufsbezogenen 

Gefahrenabwehr: 

 

Landes-Arbeitsmittelverordnung 

Die Verordnung regelt die Anforderungen an Arbeitsmittel und die damit zusammen- 

hängenden Dienstgeberpflichten. Diese umfassen Informationen über die korrekte Benutzung, 

Hinweise über Gefahren und deren Abwehr, Durchführung von regelmäßigen Überprüfungen 

bei bestimmten Arbeitsmitteln (zB Leitern, Ketten, Bagger) und Kriterien zur Auswahl  

geeigneter Arbeitsmittel. 

Die Landes-Arbeitsmittelverordnung verweist auf die bundesrechtliche Arbeitsmittelverord-

nung und ist daher gemeinsam mit dieser anzuwenden.  

 

Landes-Arbeitsstättenverordnung 

Die Verordnung regelt die Anforderungen an Arbeitsstätten in Gebäuden und im Freien.  

Arbeitsstätten müssen ausreichend beleuchtet und entsprechend klimatisiert sein und über 

gekennzeichnete Fluchtwege und Sanitäranlagen verfügen. Arbeitsstätten im Freien müssen 

nach Möglichkeit ausreichenden Witterungsschutz bieten. 

 

 

 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000306
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000109
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000117
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20000727
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20000727
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000119


 

Landes-Arbeitsstoffeverordnung 

Diese regelt die zulässige Verwendung von gefährlichen Arbeitsstoffen. Eine Verwendung liegt 

schon bei einem bloßen Ausgesetztsein gegenüber gefährlichen Arbeitsstoffen vor. 

Gefährlich ist ein Arbeitsstoff dann, wenn er explosionsgefährlich, brandgefährlich oder ge-

sundheitsgefährdend ist oder sonst aufgrund seiner Eigenschaften oder aufgrund der Art und 

Weise seiner Verwendung ein Risiko für die Sicherheit und Gesundheit der Bediensteten dar-

stellen kann. 

Der Dienstgeber hat alle verwendeten Stoffe, deren Eigenschaften, damit verbundene Gefah-

ren und eine mögliche Kategorisierung als gefährlicher Arbeitsstoff zu erfassen. 

Der Dienstgeber hat Gefahrenabwehrmaßnahmen zu ergreifen. Diese umfassen die Beschaf-

fung von ungefährlicheren Arbeitsstoffen, Gefahrenaufklärung und Expositionsminimierung, 

Sicherheitsübungen und persönliche Schutzausrüstung (zB Atemschutz, Sicherheitsbrillen). 

 

Landes-Bauarbeiterschutzverordnung 

Diese Verordnung regelt die Anforderungen im Zusammenhang mit der speziellen Arbeits-

stätte „Baustelle“. 

Die Verordnung enthält allgemeine Grundsätze der Gefahrenverhütung (Evaluierung und Ver-

meidung von Gefahren) und Verweise auf das bundesrechtliche  

Bauarbeitenkoordinationsgesetz und die bundesrechtliche Bauarbeiterschutzverordnung. 

Konkrete Handlungsweisen des Dienstgebers ergeben sich vor allem aus den beiden letztge-

nannten Verordnungen. 

 

Landes-Bildschirmarbeitsverordnung 

Die Verordnung gilt für Bildschirmarbeitsplätze. Die Verordnung regelt die notwendige Be-

schaffenheit von Bildschirmen (z. B. Helligkeit), Tastaturen (z. B. Neigbarkeit), Arbeitstischen 

und -sesseln (z. B. Verstellbarkeit) und Anforderungen an die Beleuchtung (z. B. keine Bild-

schirmreflexionen durch Sonneneinstrahlung). Im Rahmen der Arbeitsplatzevaluierung ist ins-

besondere festzustellen, ob ein Bildschirmarbeitsplatz vorliegt. Der Dienstgeber hat Bild-

schirmarbeitsplätze ergonomisch zu gestalten und die Dienstnehmer:innen über die korrekte 

Einrichtung des Arbeitsplatzes und die Benutzung der Arbeitsmittel zu informieren. Die  

Dienstnehmer:innen haben Anspruch auf ausreichend Pausen und Ausgleichsbewegung wäh-

rend der Arbeit. Alle drei Jahre haben sie das Recht auf eine Augenuntersuchung und gege-

benenfalls eine spezielle Sehhilfe. 

 

Landes-Kennzeichnungsverordnung 

Die Verordnung konkretisiert die Art und Weise, wie vorgeschriebene Sicherheits- oder Ge-

sundheitsschutzkennzeichnungen anzubringen sind. Sie verweist bezüglich der konkreten An-

forderungen an Kennzeichnungsmittel auf die bundesrechtliche Kennzeichnungsverordnung. 

 

Landes-Lastenverordnung 

Regelungsgegenstand der Verordnung ist das Bewegen (Heben, Absetzen, Schieben, Ziehen, 

Tragen) von schweren Gegenständen. Die Dienstnehmer:innen sind über das korrekte Anhe-

ben und Absetzen von Lasten zu unterweisen. 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000114
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000120
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009146
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008904
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000111
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000118
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009067
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000116


 

Schutz der Landes- und Gemeindebediensteten gegen Gefährdung durch biologische Stoffe 

Die Verordnung ist anzuwenden, wenn der Umgang mit derartigen Stoffen der Arbeitszweck 

ist oder wenn im Zuge der Dienstverrichtung ein Kontaktgegenüber biologischen Stoffen  

erfolgen kann. Bei der Arbeitsplatzevaluierung sind insbesondere die Risikogruppe, Art und 

Häufigkeit der Tätigkeit, mögliche Infektionswege (z. B. Luft, Blut) und bereits erfolgte Erkran-

kungen, zu berücksichtigen. Die Verordnung selbst gibt Gefahrenabwehrmaßnahmen vor. Es 

handelt sich dabei um Maßnahmen im Bereich der Hygiene (kein Essen, Tabak oder Kosmetik 

am Arbeitsplatz), Risikovermeidungsstrategien (keine scharfen oder spitzen Arbeitsmittel), der 

Gefahrenminderung (Impfungen) und der Organisation (Desinfektion von kontaminierten Ar-

beitsmitteln, Informationen über die Abwehrmaßnahmen bei Unfällen, Kennzeichnung der be-

troffenen Bereiche).  

 

Schutz der Landes- und Gemeindebediensteten vor Gefährdung durch explosionsfähige At-

mosphären 

Die Arbeitsplatzevaluierung umfasst bei entsprechenden Arbeitsplätzen gemäß der Verord-

nung zusätzlich die Beurteilung der Entstehungswahrscheinlichkeit einer explosionsgefährli-

chen Atmosphäre, deren Bestandsdauer, die Eruierung von Zündquellen, die Wahrscheinlich-

keit der Auslösung des Gemisches und mögliche Explosionsfolgen. 

Im ersten Schritt erfolgt anhand der Evaluierung die Unterteilung in nicht-explosionsgefährdete 

und explosionsgefährdete Bereiche. Letztere werden entsprechend der Häufigkeit und Dauer 

des Auftretens von explosionsfähigen Atmosphären gemäß der Anlage I der Verordnung der 

entsprechenden Zonen zugeteilt. Anhand der Zuteilung sind die in Anlage II der Verordnung 

vorgeschriebenen Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Beispielsweise welche Geräte und 

Schutzsystemen verwendet werden dürfen. Explosionsgefährdete Bereiche sind darüber hin-

aus gemäß der Anlage III der Verordnung zu kennzeichnen. 

Die auszuarbeitenden Gegenmaßnahmen müssen sich damit beschäftigen, wie eine explosive 

Gemengelage verhindert und Explosionsfolgen abgeschwächt werden können. Das Ergebnis 

ist im sog. „Explosionsschutzdokument“ festzuhalten.  

 

Schutz der Landes- und Gemeindebediensteten vor der Gefährdung durch physikalische Ein-

wirkungen (Lärm und Vibrationen) 

Die Verordnung definiert die einzuhaltenden Grenzwerte bezüglich Erschütterungen bzw. 

Lärm und gibt Schutzmaßnahmen beim Erreichen dieser Werte vor. Kritische Bereiche sind 

zu kennzeichnen und der Zutritt einzuschränken.  

Den Dienstnehmer:innen sind geeignete Gehörschutzmittel zur Verfügung zu stellen und es 

müssen allgemein Maßnahmen zur Verringerung der Lärmbelastung ergriffen werden (leisere 

Arbeitsmittel und Arbeitsverfahren, schallmindernde Arbeitsplatzgestaltung, expositionsmin-

dernde Arbeitsabläufe). 

Werden Lärm-Grenzwerte überschritten, sind umgehend lärmreduzierende Maßnahmen zu 

ergreifen. Die Gründe für die Überschreitung sind zu ermitteln und die Schutzmaßnahmen 

entsprechend anzupassen. 

Generell sind regelmäßig fachgerechte Lärmmessungen durchzuführen und die  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000110
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000854
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000854
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000121
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000121


 

Dienstnehmer:innen über die Messergebnisse, Grenzwerte, mögliche Gefahren, die ord-

nungsgemäße Verwendung der Gehörschutzmittel, Anzeichen für Hörschäden zu informieren. 

Sollten die Messungen und Arbeitsplatzevaluierungen eine Gefährdung der  

Dienstnehmer:innen nahelegen, so ist zudem eine angemessene Gesundheitsüberwachung 

durch regelmäßige ärztliche Untersuchungen sicherzustellen. 

Vibrationen sind mechanische Schwingungen, die sich auf den menschlichen Körper übertra-

gen und damit Gesundheitsschädigungen (z. B. Durchblutungsstörungen) verursachen kön-

nen. Für sie gilt dasselbe Regelungsregime wie für Lärmbelastungen. 

Relevant kann die Verordnung beispielsweise beim Einsatz von Vibrationsstampfern oder Rüt-

telplatten durch Mitarbeiter der Bauhöfe sein. 

 

Schutz der Landes- und Gemeindebediensteten vor Verletzungen durch scharfe oder spitze 

medizinische Instrumente 

Die Verordnung bezieht sich auf berufliche Tätigkeiten im Zusammenhang mit schneidenden 

oder stechenden Arbeitsmitteln, die zur Durchführung von medizinischen Tätigkeiten benötigt 

werden und mit denen ein Verletzungs- oder Infektionsrisiko verbunden ist. Offenkundige Bei-

spiele dafür sind Injektionsnadeln oder Skalpelle. Arbeitsverfahren und Arbeitsmittel müssen 

bezüglich der Gefahren optimiert werden. Das bedeutet konkret, dass der Umgang mit solchen 

Gegenständen möglichst minimiert wird oder ungefährlichere Alternativen (z. B. Elektroskal-

pell, Jet-Injektionsgerät) verwendet werden. Die Dienstnehmer:innen sind im richtigen Um-

gang mit den Arbeitsmitteln, über mögliche Gefahren, Gefahrenabwehrmaßnahmen, Infekti-

onsrisiken und Entsorgungsvorgaben zu informieren. Darüber hinaus sind die  

Dienstnehmer:innen dazu verpflichtet, alle Verletzungen und kritische Situationen zu melden. 

 

Verordnung der Landesregierung über den Gesundheitsschutz werdender und stillender Müt-

ter und Jugendlicher 

Die Verordnung regelt relative und absolute Beschäftigungsverbote im Zusammenhang mit 

schwangeren und stillenden Dienstnehmerinnen und Jugendlichen. 

 

Jugendliche dürfen keinesfalls für Tätigkeiten herangezogen werden, die ihre körperliche oder 

psychische Leistungsfähigkeit übersteigen oder eine Gefahr für ihre moralische Entwicklung 

darstellen. Arbeiten im Zusammenhang mit gefährlichen Stoffen, Strahlung, extremen Umge-

bungsumständen (Kälte, Hitze, Nässe, Lärm, Vibration) oder Tätigkeiten die im Zusammen-

spiel mit dem jugendlichen Charakter (mangelndes Gefahrenbewusstsein und fehlende Erfah-

rung) ein erhöhtes Gefahrenpotential darstellen können, sind grundsätzlich untersagt. Jugend-

liche dürfen aber derartige Arbeiten verrichten, wenn es zur Erreichung des Ausbildungszieles 

(Lehrlinge) notwendig und der Schutz durch eine fachliche Beaufsichtigung oder andere ge-

eignete Maßnahme gewährleistet ist. Jugendliche sind über mögliche Gefahren und Abwehr-

maßnahmen regelmäßig zu informieren und haben Anspruch auf  

„Jugendlichenuntersuchungen“ gemäß § 132a ASVG. 

  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000123
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000123
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000113
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000113
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008147&Paragraf=132a


 

Schwangere Dienstnehmerinnen dürfen während der Schwangerschaft und bis zum Ablauf 

von zwölf Wochen nach der Entbindung grundsätzlich keine risikoreichen Tätigkeiten ausüben. 

Das sind Arbeiten die für sie selbst oder das ungeborene Kind schädlich sein können oder die 

mit besonderen Unfallgefahren einhergehen. Beispiele dafür sind das Heben von schweren 

Lasten, die Nutzung von Leitern, monotone Körperhaltungen ohne Möglichkeit der Haltung 

oder die Exposition gegenüber nachweislich schwangerschaftsgefährdenden Arbeitsstoffen. 

Im Gemeindeangestelltengesetz finden sich ergänzende Schutzbestimmungen: 

§ 20 Abs 9: Beschäftigung nur im Rahmen der Normalarbeitszeit 

§ 47: Schutzfrist und Frühkarenz bei Gefährdung der Leibesfrucht 

§ 48: Beschäftigungsbeschränkungen 

 

Verordnung der Landesregierung über Präventivfachkräfte und Sicherheitsvertrauensperso-

nen 

Die Verordnung regelt die Anforderungen an Präventivfachkräfte und Sicherheitsvertrauens-

personen, die Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen und deren Rechte und Pflichten. 

 

Verordnung der Landesregierung über den Schutz der Landes- und Gemeindebediensteten 

vor der Einwirkung durch elektromagnetische Felder 

Diese Verordnung gilt in Arbeitsstätten, Baustellen oder sonstigen Betriebsräumen für Tätig-

keiten, bei denen die Bediensteten während ihrer Arbeit einer Einwirkung durch elektromag-

netische Felder ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein können 

Inhaltliche Vorgaben ergeben sich durch einen Verweis auf die Anwendung der bundesrecht-

lichen „Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über 

den Schutz der Arbeitnehmer/innen vor der Einwirkung durch elektromagnetische Felder“. 

 

Verordnung der Landesregierung über den Schutz der Landes- und Gemeindebediensteten 

vor der Gefährdung durch künstliche optische Strahlung 

Ergibt die Arbeitsplatzevaluierung eine Gefährdung durch künstliche optische Strahlung, sind 

Maßnahmen zur Verringerung der Exposition zu ergreifen. Beispielsweise durch andere Ar-

beitsverfahren, Arbeitsmittel, Arbeitsplatzgestaltung oder persönliche Schutzausrüstung. 

Sollte eine Minimierung der Gefahr nicht möglich sein, so ist der betroffene Bereich gemäß 

der Landes-Kennzeichenverordnung entsprechend zu kennzeichnen und der Zugang dazu zu 

beschränken. Die betroffenen Dienstnehmer:innen sind über die Gefahren im Zusammenhang 

mit künstlich erzeugter optischer Strahlung zu unterrichten. 

  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000112
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000112
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20001130
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20001130
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20009590
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20009590
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000122
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrVbg&Gesetzesnummer=20000122


 

Weitere Informationen durch den Vorarlberger Gemeindeverband 
Von Seiten des Vorarlberger Gemeindeverbandes werden durch weitere Informationsschrei-

ben zum Dienstnehmer:innenschutz Umsetzungsempfehlungen der vorgestellten Rechts-

grundlagen folgen. 

 

Bei Fragen zum Projekt bzw. zum Thema Dienstnehmer:innenschutz steht Ihnen 

Mag. Christof Obwegeser (T 05572 55450-142, christof.obwegeser@gemeindeverband.at) 

gerne zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen  

Für den Vorarlberger Gemeindeverband  

  
Die Präsidentin  

Bürgermeisterin Dipl.-Vw. Andrea Kaufmann  

 

mailto:christof.obwegeser@gemeindeverband.at

